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 Vorkaufsrecht für Bezirk Fried-
richshain-Kreuzberg bestätigt 
 
OVG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 22.10.2019, 
Az.: 10 B 9.18 

 
Das Land Berlin hat sein Vorkaufsrecht beim Kauf 

eines Grundstücks, das sich im Gebiet einer Erhal-

tungssatzung befindet, rechtmäßig ausgeübt. 
In der Entscheidung ging es um ein 

Grundstück, welches mit einem Wohngebäude mit 
20 vermieteten Wohnungen bebaut ist und im Ge-
biet der Erhaltungssatzung „Chamissoplatz“ in 
Friedrichshain-Kreuzberg liegt. Eine Immobilien-
gesellschaft hatte das oben bezeichnete Grund-
stück gekauft. Nach der Erhaltungssatzung hat die 
Stadt in solch einem Fall jedoch ein Vorkaufsrecht, 
um Mieterhöhungen zu vermeiden und das soziale 
Milieu im Viertel zu erhalten. Nachdem das Bezirk-
samt Friedrichshain-Kreuzberg von seinem Vor-
kaufsrecht zu Gunsten einer landeseigenen Woh-
nungsbaugesellschaft tatsächlich Gebrauch ge-
macht hatte, klagte die Immobiliengesellschaft ge-
gen die Ausübung des Vorkaufrechts.  

Das Verwaltungsgericht Berlin hat erst-
instanzlich die Klage der Immobiliengesellschaft 
abgewiesen und entschieden, dass der Bezirk das 
Vorkaufsrecht ausüben darf, weil zu befürchten 
sei, dass die Zusammensetzung der Wohnbevölke-
rung ohne die Ausübung des Vorkaufsrechts im 
konkreten Fall gefährdet sei. Es käme nicht darauf 
an, dass das Grundstück gegenwärtig den Zielen 
der Erhaltungsverordnung gemäß genutzt werde. 
Vielmehr sei maßgeblich, ob die zukünftige Ent-
wicklung deren Zielen entspreche. Nach dem Ver-
waltungsgericht Berlin sei dies vorliegend nicht 
der Fall. Das Gebiet stehe unter starkem Investiti-
onsdruck, die Mieten seien niedrig und die Um-
wandlung in Eigentumswohnungen sei zu befürch-
ten. 

Dieser Ansicht schließt sich nun auch 
das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg 
an. Dem Bezirk stehe mit dem Vorkaufsrecht beim 
Kauf von Grundstücken im Geltungsbereich von 
Erhaltungssatzungen ein eigenständiges Instru-
ment zur Sicherung der Erhaltung der Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu. Dabei handle es 

sich nicht um eine Enteignung. Vielmehr stelle es 
eine zulässige Inhalts- und Schrankenbestimmung 
des Eigentums dar. Die Ausübung des Vorkaufs-
rechts für das Mietshaus in der Nähe des Chamis-
soplatzes werde vor allem durch das Wohl der All-
gemeinheit gerechtfertigt. Ohne dessen Ausübung 
seien erhaltungswidrige Entwicklungen nach Lage 
der Dinge vernünftigerweise zu befürchten, insbe-
sondere die Umwandlung von Miet- in Eigentums-
wohnungen und bauliche Maßnahmen, die geeig-
net seien, über Mieterhöhungen die Zusammen-
setzung der Wohnbevölkerung zu verändern. Auch 
greife kein gesetzlicher Ausschlussgrund für die 
Ausübung des Vorkaufsrechts ein. 

 
Fazit:  
Nach dieser Entscheidung des Oberverwaltungs-
gerichts Berlin-Brandenburg können die Länder 
den Kommunen ein Vorkaufsrecht für Wohnungen 
einräumen. Somit ist die mögliche Ausübung von 
Vorkaufsrechten bei Immobilienkäufen stets zu 
beachten, insbesondere wie hier aus Gründen der 
„Erhaltung der Zusammensetzung der Wohnbe-
völkerung“, wenn dies durch ein Bauprojekt tan-
giert werden kann. Abzuwarten bleibt, ob das 
Bundesverwaltungsgericht Leipzig diese Ent-
scheidung bestätigt.  
Hierdurch wurde eine entsprechende Landesver-

ordnung bestätigt. Aufgrund der grundsätzlichen 

Bedeutung der Rechtssache hat das Gericht eine 

Revision an das Bundesverwaltungsgericht Leipzig 

zugelassen.  
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 Beginn und Ende eines Gewer-
beraummietvertrags bestimmbar: 
Schriftform gewahrt! 
 
OLG Köln, Urteil vom 29.01.2019, Az.: 22 U 30/17 

 
Die Schriftform wird gewahrt, wenn die Vertrags-
laufzeit bestimmbar ist. Beruft sich der Mieter auf 
ein Sonderkündigungsrecht, so ist er beweispflich-
tig. 

Im streitgegenständlichen Fall begehrt 
die Klägerin die Feststellung, dass das zwischen 
ihr und der Beklagten bestehende Mietverhältnis 
über das in einem Einkaufszentrum im 1. OG gele-
gene Schuhfachgeschäft durch die von der Kläge-
rin ausgesprochene ordentliche Kündigung vom 
02.07.2015 zum 31.12.2015 beendet worden ist. 
Ihre Kündigung stützte sie einerseits auf das sich 
aus dem Mietvertrag ergebende Sonderkündi-
gungsrecht, wonach der Mieter das Recht der Kün-
digung hat, wenn über einen Zeitraum von mehr als 
6 Monaten 30 % der gesamten Handelsfläche leer 
stehen. Andererseits verwies die Klägerin auf die 
Nichteinhaltung der Schriftform. Das Mietende, 
welches laut Mietvertrag 10 Jahre nach Übergabe 
der Mietfläche sein sollte, sei nach Ansicht der 
Klägerin nicht bestimmt genug und berechtige sie 
zu einer vorzeitigen Kündigung.  

Das Oberlandesgericht Köln entschied, 
dass das zwischen den Parteien bestehende Miet-
verhältnis nicht aufgrund der Kündigung der Klä-
gerin beendet worden sei. Nach Ansicht des Ober-
landesgerichts habe die Klägerin nicht hinrei-
chend dargelegt und nachgewiesen, dass im Zeit-
punkt der Kündigung ein Leerstand der Handels-
flächen von mindestens 30 % vorlag. Die Klägerin 
hatte erstinstanzlich auf der Basis des von der 
Maklerin vor Abschluss des Mietvertrages überge-
benen Exposés die Gesamthandelsfläche im EG, 1. 
und 2. OG mit ca. 20.000 qm geschätzt und die 
Leerstandsquote auf über 30 % beziffert. Zu die-
sem Zeitpunkt war das Gebäude jedoch noch nicht 
errichtet. Laut Oberlandesgericht komme es maß-
geblich auf den Zustand bei Übergabe des Mietob-
jekts im Jahr 2008 an. Hier sei tatsächlich eine Ge-
samteinzelhandelsfläche von ca. 17.893,19 qm vor-
handen gewesen. Unter Berücksichtigung der in 
den von der Beklagten vorgelegten Plänen enthal-
tenen Flächengrößen der leer stehenden Läden er-
gebe sich somit eine Leerstandsquote von nur un-
ter 18 %. 

Ferner entschied das Oberlandesge-
richt Köln, dass die erforderliche Schriftform ein-
gehalten worden sei und damit kein unbefristetes 
Mietverhältnis vorliege, da die Parteien eine Ver-
tragslaufzeit von 10 Jahren ab der Übergabe der 
Mietfläche vereinbart haben. Die Übergabe er-
folgte unstreitig am 02.09.2008. Laut Vertrag en-
det dieser somit frühestens am 01.09.2018. Nach 
Ansicht des Oberlandesgerichts könne sich die 
Klägerin nicht auf die Nichteinhaltung der Schrift-
form in Bezug auf die fehlende Angabe des Über-
gabezeitpunkts und damit die Unwirksamkeit der 
vereinbarten Vertragslaufzeit berufen. Die Schrift-
form werde bereits gewahrt, wenn sich Beginn und 
Ende der Mietzeit im Zeitpunkt des Vertrags-
schlusses in hinreichender Weise aus der Ver-
tragsurkunde ergeben. Dies sei laut BGH auch 
dann der Fall, wenn in dem Mietvertrag bestimmt 
ist, dass das Mietverhältnis mit der Übergabe be-
ginnen soll. Insbesondere stellt die Vereinbarung 
einer Laufzeit von 10 Jahren in Gewerberaummiet-
verträgen keine unangemessene Benachteiligung 
des Mieters dar, zumal eine längere Laufzeit auch 
dem Interesse des Mieters an Planungssicherheit 
entspricht. Nach Ansicht des OLG bleibe eine sol-
che Klausel auch dann wirksam, wenn der Mietver-
trag weitere unwirksame Klauseln mit Regelungen 
enthält, wonach dem Vermieter das unbedingte 
und unbefristete Recht zur Mitteilung eines ande-
ren Übergabetermins und damit auch das Recht 
zur freien Bestimmung des Übergabetermins nach 
eigenem Belieben zusteht und dem Mieter kein An-
spruch auf einen bestimmten Termin bzw. bei einer 
Verzögerung der Übergabe keinerlei Ansprü-
che/Rechte zustehen sollen. 
 
Fazit:  
Der Mieter, der sich auf das im Gewerberaummiet-
vertrag vereinbarte Sonderkündigungsrecht be-
ruft, ist hinsichtlich dem Vorliegen der dafür erfor-
derlichen Voraussetzungen darlegungs- und be-
weispflichtig. Außerdem sollte zur Wahrung der 
Schriftform bei Abschluss eines Mietvertrags oder 
ggf. nachträglich durch einen Nachtrag der genaue 
Zeitpunkt von Beginn und Ende des Mietverhält-
nisses formgerecht festgehalten werden.  
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